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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 19. 


(Ir. 7026.) Geſetz, betreffend eine Erweiterung des durch die §§. 2. und 3. des Geſetzes 
vom 28. September 1866. über den außerordentlichen Geldbedarf der 
Militair- und Marineverwaltung und die Dotirung des Staatsſchatzes 
(Geſetz-Samml. ©. 607.) eröffneten Kredits. Vom 6. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: 


a F. 
f Der durch F. 2. des Geſetzes vom 28. September 1866., betreffend den 1 
außerordentlichen Geldbedarf der Militair- und Marineverwaltung und die Doti- Er: 
rung des Staatsſchatzes (Geſetz-Samml. S. 607.), bis zur Höhe von ſechszig 
nen Thaler eröffnete Kredit bleibt in Höhe von fünf Millionen Thaler 
in Kraft. 


H. 2. f 
Zur Aufbringung der Summe von fünf Millionen Thaler können: 5 4 
1) bis zur ganzen Höhe derſelben verzinsliche Schatzanweiſungen, längſtens 5 
auf ein Jahr lautend, ausgegeben werden; jedoch kann die Aufbringung, . 
0 2) auch bis zum gleichen Betrage durch Begebung einer verzinslichen Staats- g | 
8 anleihe, deren Betrag vom Jahre 1869. ab jährlich mit mindeſtens 
. Einem Prozent zu tilgen iſt, erfolgen. 
Br Um den Betrag der auf Grund diefer Ermächtigung sub 2. ausgegebenen 
verzinslichen Anleihe vermindert ſich der Betrag der auszugebenden Schatz⸗ 
anweiſungen. 


f . 3. . 
Auf den durch das gegenwärtige Geſetz erweiterten Kredit finden die Be⸗ 
ſtimmungen der $$. 4. bis 6. des Geſetzes vom 28. September 1866. Anwendung. 
5 5 a 8. 4. 


Jiohrgang 1868. (Nr. 7026.) 32 


Ausgegeben zu Berlin den 26. März 1868. 


Diem Landtage iſt bei der nächften regelmäßigen Zuſammenkunft deſſelben 
(Artikel 76. der be urg über die Ausführung edle e Rechenſchaft 
5 geben. Soweit die Ausführung dann noch nicht erfolgt iſt, bleibt hinſichtlich 


der Fortdauer der im Vorſtehenden der Staatsregierung ertheilten Ermächtigung 
(F. 1. und 2.) geſetzliche Anordnung vorbehalten. 5 BE 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 35 85 N 


Gegeben Berlin, den 6. März 1868. 


N 
A 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


„„ 


lern an den provinzialſtändiſchen Verband der Provinz Hannover. Vom 
7. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen ı 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt f N 


8 1 
Zur Verwendung für folgende Zwecke: 

1) Beſtreitung der Koſten des Provinziallandtages und der einzelnen Land⸗ 
ſchaften in der Provinz / 

2) Unterhaltung und Ergänzung der Landesbibliotheken, Leiſtung von 
Zuſchüſſen für öffentliche Sammlungen, welche der Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft dienen, 5 5 a 

3) Unterhaltung, beziehungsweiſe Unterſtützung der Irrenanſtalten, der mil⸗ 

den Stiftungen, der Blindenanſtalt, der Taubſtummen⸗, Rettungs-, 
Idioten⸗ und Landarmenanſtalten, ſowie des jüdiſchen Schul- und Syna⸗ 
gogenweſens der Provinz, f 

) Beſtreitung der Koſten, beziehungsweiſe Unterſtützung des chauſſeemäßigen 
Ausbaues von Landſtraßen und der Inſtandſetzung von Gemeindewegen, 


r ²˙ : a A Br ae ⁵˙· . ˙ a A et ne u 


he 
5 


ähnliche im Wege der Geſetzgebung feſtzuſtellende Zwecke, 
wird dem provinzialſtändiſchen Verbande der Provinz Hannover zu eigener Ver⸗ 
waltung die Summe von jährlich 500,000 Thalern aus den Staatshaushalts⸗Ein⸗ 
nahmen eigenthümlich überwieſen, und iſt dieſe Summe daher fortan auf das 
Ordinarium des Etats zu ſetzen. 


5 8. 2 

. Soweit die überwieſene Summe nicht ausreicht, ſind die Koſten der im 
F. 1. Nr. 1. bis 4. bezeichneten Einrichtungen und Anlagen von dem provinzial⸗ 
ſtändiſchen Verband der Provinz Hannover nach Maaßgabe der Verordnung 
vom 22. Auguſt 1867., betreffend die provinzialſtändiſche Verfaſſung im Gebiete 


des vormaligen Königreichs Hannover, aufzubringen. 
. 
| H. 3. | 
| Der Finanzminiſter und der Minifter des Innern find mit der Ausfüh⸗ 
lung dieſes Geſetzes beauftragt. 7 f 
\ (Nr. 7027.) 32* Ur⸗ 


Nr. 7027.) Geſetz, betreffend die Ueberweiſung einer Summe von jährlich 500,000 Tha⸗ : 


5) Bildung eines Fonds für Zuſchüſſe zu Landesmeliorationen, ſowie für 


GN A FR TEE a PT 
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Gegeben Ber in, den 7. 


Gr. v. Bismard-Schönhauf en. Frh. v. d. H en Gr. v. Itzenplitz⸗ 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
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(Nr. 7028.) Geſetz, betreffend die Abänderung des für das vormalige Königreich Hannover 
zur Anwendung kommenden Geſetzes über Gemeindewege und Landſtraßen 
vom 28. Juli 1851. Vom 12. März 1868. 5 0 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zustimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für 185 mit derſelben vereinigte Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, 
was folgt: 5 ö 


e ER 

Der Betrag der Umlage, ſowohl zur Wegeverbandsleiſtung nach §. 35. 

als zum Gemeindevoraus nach F. 37. des Geſetzes über Gemeindewege und 
Landſtraßen vom 28. Juli 1851., wird ermittelt unter Zugrundelegung 


a) der nach $. 3. der Verordnung vom 28. April 1867. im Gebiete des 
vormaligen Königreichs Hannover bis auf Weiteres zu erhebenden Grund⸗ 
ſteuer von den Liegenſchaften mit Einſchluß der auf den Hausgärten bis 
zur Größe eines Preußiſchen Morgens haftenden Steuerbeträge in der 
dort beſtimmten Höhe von ¼ der früheren Steuern; 


daneben 


b) des ganzen Betrages der Gebäudeſteuer ($. 2. Nr. 1. der Verordnung 
vom 28. April 1867.) f | 


und 
e) von zwei Fünfteln der Klaſſen- und klaſſifizirten Einkommenſteuer 
ſowie en 


d) von zwei Fünfteln der Gewerbeſteuer mit Ausnahme der vom Gewerbe: 
betriebe im Umherziehen zu entrichtenden Steuer ($. 2. Nr. 2. und 3. 
derſelben Verordnung). Dabei ſoll jedoch für ſolche Gewerbetreibende, 
welche die Wege in beſonders erheblicher Weiſe benutzen, auf Antrag des 
Wegeverbandes von der Obrigkeit bei der Ermittelung des Betrages 
der Umlage auch eine größere Quote als zwei Fünftel der Gewerbeſteuer 
bis zu deren vollem Betrage zu Grunde gelegt werden können. 


- §. 2. 

Die Obrigkeit hat in denjenigen Fällen, in welchen auf Grund des F. 21. 
des Geſetzes vom 19. Juli 1861., betreffend a Abänderungen des Geſetzes 
wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820., die Gewerbeſteuer 
vom Finanzminiſter herabgeſetzt oder erlaſſen iſt, die Verbands⸗ oder Voraus⸗ 
leiſtung für das Jahr nach Verhältniß, unbefchadet der nöthigen Abrundung, zu 
ermäßigen. a 
e ee, d f H. 3. 


Die Obrigkeit ift befugt, im Einverſtändniſſe mit dem Wegeverbande den 
Beitragspflichtigen, welche zur Klaſſenſteuer in der Stufe I. Unterſtufen a. und b. 
beſchrieben ſind, wegen Armuth, Gebrechlichkeit oder temporairen Mangels an 
Verdienſt die Beitragsleiſtung ganz oder theilweiſe zu exlaffen. ö 


8 §. 4. 1 : { 

Für das Halbjahr vom 1. Juli bis Ende Dezember 1867. behält es bei 

der noch in bisheriger Weiſe geſchehenen Feſtſtellung der Landſtraßen⸗ Umlagen 

auf der Grundlage der für das Jahr vom 1. Juli 1866/67. entrichteten Han⸗ 
noverſchen direkten Landesſteuer fein Bewenden. ER 


er F. 5. . 
By: Als der für die Vertheilung der Gemeindewegelaſt nach F. 25. und $. 27. 
des Geſetzes über Gemeindewege und Landſtraßen vom 28. Juli 1851. aushülf⸗ 
lich zur Anwendung kommende Landſtraßenfuß gilt für die Zeit vom 1. Jar 
nuar 1868. der im $. 1. des gegenwärtigen Geſetzes feſtgeſtellte Fuß. n 


i $. 6. e 
Die den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes widerſtreitenden Beſtim⸗ 


mungen des Geſetzes vom 28. Juli 1851. über Gemeindewege und Landſtraßen 
ſind aufgehoben. i a i 


* 


Dier Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten hat die zur 
Ausführung dieſes Geſetzes nöthigen Vorſchriften zu treffen. er 5 


Gegeben Berlin, den 12. März 1868. 
157 5 (L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


a 


(Nr. 7029.) Statut für die Wieſen⸗Meliorationsgenoſſenſchaft an der oberen Welna zwiſchen 
dem Wierzbiczanyer See und der Orcholmühle. Vom 4. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der Grundſtücke in dem Wieſenthal an der 
oberen Welna nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund der BL vom 
28. Februar 1843. (Gefeß-Samml. für 1843. S. 50. bis 70.) und vom 11. Mai 
1853. (Geſetz»Samml. für 1853. ©. 181.), was folgt: | 


9 


Die Beſitzer der im Gneſener und Mogilnoer Kreiſe an der oberen Welna 
zwiſchen dem Wierzbiczanyer See und der Orcholmühle belegenen, zu den Ort⸗ 
ſchaften Jankowo, Welnica mit Orcholmühle und Strzyzewo⸗Koscielne gehörigen 
Wieſengrundſtücke und Seen werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um ihre 
Grundſtücke durch Entwäſſerung und, ſoweit es nützlich und ausführbar iſt, durch 
Wiederbewäſſerung zu verbeſſern. 2 
. Die Genoſſenſchaft hat Korporationsrechte und ihren Gerichtsſtand bei dem 

Kreisgerichte in Gneſen. i i 
n §. 2. an 

Die Genoſſenſchaft umfaßt für jetzt diejenigen Wieſengrundſtücke, welche 
auf dem „Situationsplan der Welnawieſen vom Wierzbiczanper See bis zur 
Orcholmühle, zuſammengeſtellt im März 1866. durch den Geometer Braun“, 

verzeichnet und in dem aus dem Grundſteuerkataſter extrahirten Fol. 79. und 80. 
der landräthlichen Akten befindlichen proviſoriſchen Kataſter mit zuſammen circa 
651 Morgen aufgeführt ſind, und außerdem diejenigen Theile der auf dem Situa⸗ 
tionsplane verzeichneten Seen, welche durch die Entwäſſerung trocken gelegt werden. 
Der Umfang der beitragspflichtigen Seeflächen, ſowie das Beitragsver⸗ 
hältniß derſelben zu den Wieſengrundſtücken wird durch den Vorſtand unter Zu⸗ 
ziehung eines Feldmeſſers feſtgeſtellt. Die Wieſenflächen tragen unter ſich zu 
den Koſten gleichmäßig bei. 3 


$. 3. 

Beſchwerden gegen das proviſoriſche Kataſter und die vom Vorſtande 
bewirkte Feſtſtellung der beitragspflichtigen Seefläche können binnen drei Monaten 
nach Publikation des Statuts, reſp. nachdem die beitragspflichtigen Seeflächen 
und deren Beitragsverhältniß durch das Gneſener und Mogilnoer Kreisblatt 
bekannt gemacht ſind, bei dem Landrathe des Gneſener Kreiſes angebracht, und 
ſowohl gegen die Flächen als auch gegen das Beitragsverhältniß gerichtet werden, 
f Die Unterſuchung dieſer Beſchwerden erfolgk unter Zuziehung der Be⸗ 
ſchwerdeführer und eines Deputirten des Vorſtandes im Verwaltungswege und 
ſteht die Entſcheidung und definitive Feſtſtellung des Kataſters zunächſt der König⸗ 
lichen Regierung zu Bromberg und auf den binnen ſechs Wochen nach r. 
r. 7029.) f 8 N f 6 


Bekanntmachung anzumeldenden Rekurs dem Königlichen Ministerium für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. BE ee AL 


2: $. 4, . 5 N j 1 
Der nächſte Zweck der Genoſſenſchaft iſt die Entwäſſerung der betheiligten 
Grundſtücke, welche durch Fortſchaffung des Orcholmühlenſtaues und Regulirung 5 
des Welnafluſſes und feiner Zuflüſſe nach dem vom Bauinſpektor Schulemann 
aufgeſtellten und von der Regierung genehmigten Plane auszuführen iſt. 
Für denſelben gilt als Regel, daß nur diejenigen Anlagen auf Koſten der 
Genoſſenſchaft gemacht werden, welche erforderlich find, den einzelnen Intereſſenten 
die ſpezielle Entwäſſerung und weitere Kultur ihrer Grundſtücke möglich zu machen. 


$. 5. : 

Erſt nach vollſtändig ausgeführter Entwäſſerung hat der Vorſtand nach 
Anhörung der betheiligten Grundbeſitzer zu prüfen, wo und in welchem Umfange 
Bewäſſerungsanlagen einzurichten und wie die Koſten dafür aufzubringen find, 

auch dieſe Einrichtungen nöthigen Falls von Amtswegen zu betreiben. 
3 Der Bewäſſerungsplan wie das Beitragsverhältniß zu den Koſten unter⸗ 
liegt der Genehmigung der Regierung in Bromberg und wird in Streitfällen 
nach Anhörung des Vorſtandes und der Betheiligten in dem durch F. 3. für das 
Kataſter vorgeſchriebenen Verfahren feſtgeſtellt. 8 5 


$. 6. 


Die von einzelnen Mitgliedern der Genoſſenſchaft reſp. von Behörden 
unter Zuſtimmung der Regierung gemachten Ausgaben für die Ausführung der 
Anlagen und den Ankauf der Orcholmühle ſind von der Genoſſenſchaft zu erſetzen 
und die unter Zuſtimmung der Regierung deshalb kontrahirten Schulden gehen 
auf die Genoſſenſchaft über. : = 

Ausgenommen von der Erſtattung bleiben diejenigen Koſten für Vor⸗ 
arbeiten und Aufſtellung des Meliorationsprojekts, welche aus der Staatskaſſe 
bezahlt ſind. 8 

5 ö $. 7. 


Die Meliorations⸗Intereſſenten geben der Regel nach das für die Haupt⸗ 
gräben erforderliche Terrain unentgeltlich her, beſchaffen ſich auch die über die⸗ 


felben nothwendigen Zugänge innerhalb ihrer Pläne allein, gleichviel, ob die 
Pläne in dem Meliorationsterrain ſelbſt liegen oder nicht. Sollte der aus dieſer 
Beſtimmung dem Einzelnen erwachſende Nachtheil nicht durch die ihm verbleibende 
Grasnutzung an den Grabenrändern und durch die ſonſtigen aus dem Bau 


erwachſenden Vortheile genügend aufgewogen werden, ſo it Entſchädigung zu 
6. 1405 und dieſe Entſchädigung in Streitfällen ſchieds richterlich feſtzuſtellen 
(F. 14. | 


Für die etwanige Entſchädigung der Nichtintereſſenten bleibt das Vorfluths⸗ 
Edikt vom 15. November 1811. maaßgebend. 5 


„„ | 


Soweit die Anlage auf gemeinſchaftliche Koſten hergeſtellt wird, ſoll ſie 
ebenſo unterhalten werden. f 


2 5 
REN, 

An der Spitze der Genoſſenſchaft fteht der Landrath des Gneſener Kreifes 
als Sozietätsdirektor. Derſelbe führt die Verwaltung nach den Beſtimmungen 
dieſes Statuts und nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes und vertritt die Ge⸗ 
noſſenſchaft in allen Angelegenheiten, dritten Perſonen und Behörden gegenüber, 
in und außer Gericht, wenn es nöthig werden ſollte. 

Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzten a 
Plänen zu veranlaffen und dieſelben zu beauffichtigen; . | 

) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszufchreiben und von den 
Säumigen event, durch adminiſtrative Exekution zur Kreiskommunalkaſſe 


einzuziehen, die Zahlung auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwal⸗ 
tung zu revidiren, a N b 


e) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden N 


derſelben zu unterzeichnen. 


$. 10. 


Diem Spszietätsdirektor wird ein Vorſtand von drei Mitgliedern beigeordnet, | 

welcher unter dem Vorſitze des Sozietätsdirektors nach Stimmenmehrheit bindende 
ſchlüſſe für die Sozietät zu faſſen, den Direktor in ſeiner Geſchäftsführung zu 
nterſtützen und das Beſte der Sozietät überall wahrzunehmen hat. ; 

zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe genügt die Anweſenheit von zwei Vor⸗ 
andsmitgliedern außer dem Direktor. 

0 12 Stimmengleichheit giebt die Stimme des Sozietätsdirektors den 
usſchlag. - 


K. 11. 


Eins der Mitglieder des Vorſtandes iſt der jedesmalige Beſitzer des Ritter⸗ 
uts Jankowo. Die beiden anderen werden von den übrigen Intereſſenten aus 
ihrer Mitte auf 15 Jahre gewählt. 5 8 = 
Die Wahlen werden von dem Landrathe geleitet. Bei der Wahl hat 
3 Sozietätsmitglied, welches 1 bis 10 Morgen im Meliorationsterrain 
zt, Eine Stimme, wer 10 bis 20 Morgen beſitzt, zwei Stimmen, von 20 bis 
30 Morgen drei Stimmen u. f. w. Wer unter Einen Morgen beſitzt, ferner 
mit ſeinen Beiträgen im Rückſtande iſt, und endlich wem die Ausübung 
bürgerlichen Ehrenrechte durch richterliches Erkenntniß unterſagt worden, ift 
icht ſtimmberechtigt. f 3 
ang 1868. (Nr. 7029. a 33 N 


a F. 12. RED! 5 5 

Für jedes gewählte Vorſtandsmitglied wird nach den Beſtimmungen des 

F. 10. ein Stellvertreter gewählt, welcher in Behinderungsfällen des Vorſtands⸗ 
mitgliedes einzutreten hat. 4 5 

Der Beſttzer von Jankowo kann ſich ein für alle Mal oder auch für 

einzelne Geſchäfte einen Vertreter zur Ausübung ſeiner Funktionen als Vorſtands⸗ 
mitglied beſtellen. \ DER 


§. 13. 


Der Direktor und die Vorſtandsmitglieder, ſowie deren Stellvertreter, 
verwalten ihr Amt unentgeltlich; der erſtere hat nur auf Erſatz der baaren Aus⸗ 
lagen Anſpruch. a | = 

Jedes Sozietätsmitglied tft verpflichtet, die auf daſſelbe fallende Wahl 
anzunehmen. ; 

Der Vorſtand verſammelt ſich jährlich mindeſtens zwei Mal, im Frühjahr 
und im Herbſte. 8 i 3 


$. 14. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grund⸗ 
5 1 oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf beſonderen 


Rechtstiteln beruhende Rechte und erbindlichkeiten der Parteien entſtehen, gehöre 
zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen, d 
gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft, oder die vorgebliche Beeinträch 
tigung eines oder des anderen Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Sozie⸗ 
tätsdirektor in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande unterſucht und nach Mehrzahl 
der Stimmen entſchieden. a 5 
Gegen die Entſcheidung ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds⸗ 
gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von Bekanntmachung des Beſcheid 
ab gerechnet, bei dem Landrathe angemeldet werden muß. Ein weiteres Rechts⸗ 
mittel findet nicht ſtatt. 5 


Der unterliegende Theil trägt die Koſten. N 
Das Schiedsgericht beſteht aus zwei vom Vorſtande auf drei Jahre ge⸗ 
wählten, bei der Melioration unbetheiligten Schiedsrichtern und einem von der 
Regierung zu Bromberg beſtellten Obmann. = 


$. 15. 


Die Genoſſenſchaft iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen und wird 
das Oberauffichtsrecht von der Regierung zu Bromberg und von dem Miniſterium 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ausgeübt nach Maaßgabe dieſes 
Statutes, übrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Auf 
ſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 2 


Ohne landesherrliche Genehmigung 
nen werden. 1 Ba, 
Urkundlich unter Unſerer Sörteigenpänbigen Unterfchrift und begedrutten 
e Inſiegel. 75 5 
om Berlin, den 4. März . 


(I. S) Wilhelm. 
v. Selchow Leonhardt. 


älteren Provinzen geltenden allgemeinen Vorſchriften 
der Staatskaſſen ꝛc. in die neuen Landestheile. 


N Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 6. d. M. beſtimme Ich, da 
die Vorſchriften der Allerhöchſten Kabinetsorder vom 19. Auguſt 1823. wege 
der allmonatlich und außergewöhnlich vorzunehmenden Kaſſenreviſionen (Geſetz— 

Samml. S. 159.), mit Ausſchluß der darin unter Nr. 1. a. getroffenen Anordnung, 
auch in den durch die Geſetze vom 20. September und 24 Dezember 1866. (Ge⸗ 
ſetz⸗Samml S. 555. 876.) mit der Monarchie vereinigten Landestheilen zur An⸗ 
wendung zu bringen ſind. Die Befugniſſe und Obliegenheiten, welche durch dieſe 
Vorſchriften den Chefs der Provinzialkollegien beigelegt ſind, werden auf die Vor⸗ 
ſteher derjenigen Provinzialbehörden ausgedehnt, welche keine kollegialiſche Ein- 
richtung haben. a 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 

Kenntniß zu bringen. en | 


Berlin, den 7. März 1868. 


8 Wilhelm. | 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


v. Mühler. v. Selchow. Gr zu Eulenburg. Leonhardt.“ 


An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober + Sofbuchdruckerel : 
ER (R. v. Decker). 


